
I m N a m e n d e s V o 1 k evs
Aktenzeichen: „

193n.an./5.7. In Sachen

Verkünäet

am 7° Oktober 1958
' Klägers und Revisionsklägers,

—?rozesebevollmächtigte:

“gegen

Beklagten und Revisionsheklagten,

hat der Zehnte Senat des Bundessozialgerichts auf'

die mündliche Verhandlung vom 7„ Oktober 1958, an
der mitgewirkt haben

Senat5präsidentDr„ «Te*u t s e h‘
als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr„v T e s m e r und

tBundeerichter Dr„ \Sve h wva
n k h’a r t

—aleweitere Bérufsrichter,
.Bundeseozialrichtér M e i n h a r d t und

Bundessezialrichter Dr" S t e n z e 1
' als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

\Unter Aufhebüng des Urteils des Bayerischen

' Lendesgozialgerichts von 21° Februar 1957 und

der ihm zugrunde liegenden Feststellungen wird

die Sache an dieses Gericht zur erneuten Ver—

handlung und‚Entscheidung_zurüekverwiesen.

_‚eÄé'fY45 n“ R e_c h t s w e g e n „
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Das versorgungeant (Versorng) Augsburg erteilte dem Kläger

am 140 Juni 1952 einen Bescheid, der folgende ”Feststellung"

enthält: '

1„ Als Versorgungsleiden im Sinne des Gesetzes über
V Leistungen an Körperbeschädigte (KBLG) und des

5 1 des Bundesvereorgungsgesetzes (BVG) kann nicht

anerkannt werden: “Reehtsseitige Tanbheit; links—

seitige Schalle1tungsschverhor1gce t mittleren

Grades" '

2“ Ein Anspruéh auf Versorgung beeteht weder nach

dem KBLG noch nach dem BVG° V

Das ObervereieherungSamt (OVÄO) Augsburg wies mit Urteil

vom 7° Juli 1953 die Berufung (alten Rechts) des Klägers’

als unbegründet zurück. shandele sich um ein anlage—

bedingtes Ohrenleiden‚ das durch den Wehrdienst verechlim—

mert woräen sei„ Der Verschlimmerungeanteil bedinge jedoch

nur eine ninderung eer ErnerbsfähiÜ MIeit (MdB ) um 20 v H.°

Hiernech bestehe kein Anspruch auf Rente. In der Berufungs»

verhendlung eentregte der Kläger nach der Sitzungenieder—

sehrii t vom 21 Februar 1957, unter Aufhebung des engefoehn
tenen Urteile und des angefochtenen Beecheides des Ohren—

leiden als Sehädigungéfolge"anzuerkennen und ihm Rente

nach einer MdB. um 50 V„H„ zuzusprechen„ Das Beyérisehe

Landeswiälgericht (LSG.) wies mit Urteil vom21. Februar
1957_äie Berufung des Klägers zurück„ Es führte aus:
"Da im angefochtenen Urteil die Ohrenerkrankung bereits

als Sch digungsfolge im Sinne der Verechlimnerung aner—
kannt und die hierdurch bedin3te MäE„ auf 2O.V„H. fest-

gesetzt „urde‚ besteht nur mehr Streit darüber, ob die
wehrdienstbedingte IMdE nen rentenb0100htigenden Grad

erreichto" Das LSG„ ste te fest, dass sieh das_Gehör—
lleiden doof (lägers erst nach Bee;1äigüng se1nee Dienstes

bei der Küstenertillerie (März 1944), und zwar erst nach

dem Juli 1944 vereot leeht ert hat. Die Verschlimnerung sei
aber offenbar eine elterent„1cklung des vordienstliehen

...3...
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Leidenso Für den wehrdienétbedingten Verschlimmefungs—

anteil könne keine höhere MdE° als 20 V„H° in Frege
kommen° Der Rentenenepruch des Klägers sei somit unhe—V

gründet° Das LSG„ hat die Revision nicht zugelassen°

Gegendieses Urteil, des demKläger am29„ April 1957
zugestellt werden war‚ hat der Kläger

am 21„ Mai 1957
Revision eingelegt und diese, nachdem die Frist zur

Begründung der Revision gemäss @ 164 SGG bis zum
29„ Juli 1957 Verlängert werden war, mit Schriftsatz

.vom 26. Juni 1957? eingegangen heim Bundessoziel—
gericht (BSG„) am 280 Juni 1957,.begrtlndet°

' Er.heantragt‚ unter Aufhebung des Urteils des
Bayerischen Lendessezialgerichts vom 21. Fehru»

er 1957 die Sache zur erneuten Verhandlung und 4

Entscheidung an.dee LSG. zurückzuverweisen„
?

Def Kläger, der sich für die Statthaftigkeit seiner
Revision auf 5 162 Abs„ 1 Nr° 2 des Sozialgerichts—
gesetzes (SGG)_beruft, rügt eine Verletzung der

‚55 103 und 106 Abs„J1, 123, 128 Abs„ 1 Satz 1 see
durch des LSG° Er bezeichnet es als fehlerhaft, daSs
“das LSG° es unterlassen habe, unter Abänderung des

angefochtenen Bescheides und des angefochtenen Urteile

in der Urteilsfornel selbst festzustellen, dass sein
0hrénleiden Schädigungsfolgc ist° Das LSG„ habe ausser—
dem nicht audreichend begründet, weshalb äer\nehrdienst+

bedingte Verechlimmerungsänteil des Ohrenleiäens nur

‘ mit 20 VQH; zu bemessen seio Es hätte den medizinischen
Sachverhalt aufklären müsseno ‘ ' '

Der Beklagte hat beantragt, die Retision
zu verwerfen;

da ein wesentlicher Mangel_des Verfahrens nicht Vor—
„liege° Soweit ein Verfehrensmangel darin zu finden sei,

dass das ÖVA„ hinsichtlich dée_0hrenleidens kein Fest»

stellungsurteil erlassen hat, habe der Kläger das

Recht, diesen Hangel zu rügen, dadurch verloren, dass

er ihn nicht im Berufungsvenfahren geltend gemacht

hat°
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Die Revision ist form— und fristgerecht eingelegt und'
begründet werden„ Sie ist gemäss @ 162 Abs„ 1 Nr„ 2 SGG

*statthaft, weil der.Kläger einen wesentlichen Mangel des

Verfahrens gerügt hat und dieser Mangel auch vorliegt°

'Die ReVision ist daher zulässig°

Es kann dehingeetellt bleiben, ob des LSG„ den Sachverhalt
ungenügend aufgeklärt hat; denn der Kläger rügt einen ande—

ren Verfehrensmengel mit Erfolg. Das LSG„ hat nämlich gegen
5 123 SGG insofern verstbssen, als es über das Begehren des
Klägers, sein Ohrenleiden ale Schädigungefolge anzuerkennen,

nicht entschieden hat, obwohl das OVA. mit der Zurückweisung
"der Berufung nach der Urteilsfornel auch dieses Begehren

zurückgewiesen hatte„ Aus dem Inhalt der im Verfahren vor
den OVA„ und im Berufungsverfehren vor dem LSG° gestellten

Anträge ist zu entnehmen, Welchen Klageerten der prozessu—

ale Anspruch des Klägers nach neuemRecht (@@54, 55 SGG)
unterzuordnen ist° Der Kläger hatte vor dem OVA. wie auch

'ver dem LSG, beantragt, den Beklagten zu verurteilen, des
{Ohrenleiden als Wehrdienstbeschädigung anzuerkennen und ihm

eine Rente zu gewähren° Dieses Begehren, soweit es die

Rente angeht, ist eine zusamhengefeeete_Aufhebungs— und

'Leistungskiage im Sinne des @54 Abs„ 4 sec. Soweit das
Begehren die Anerkennung des Ohrenleidene als Wehrdienst-

.beschädigung betrifft, handelt es Sich um eine Peststel—
d'_lungshlagc (@ 55 Abs‚ 1 Nr° 3 SGG), verbunden mit einer

*Aufhebungsklage„die sich auf die Aufhebung der unter der

(Ziffer I 1 des angefochtenen Beseheidee getroffenen nega—
‚tiven Feststellung, dass des Ohrenleiden nicht ein Versor—

gungsleiden ist, richtet; Diese in Bescheid getroffene,

Feststellung ist im vorliegenden Fall ein selbe ändiger

Verwaltungsakt, was nicht nur aus der Form des angefodhté—

u\nen Beecheides hervorgeht, sondern auch aus der Bedeutung

einer solchen Feststellung für des anzuwendénde sachliche
1Vereorgungsrecht (vglo.■ 10 Abs„ 1 und 2, $ 38 Abs„ 1

Satz 2, 5 57 Abs„ 2, %_58Abs„ 2, € 59Abs; 2, @,62Abs„ 1,„
@ 85 Satz 1 BVG)W Die Entscheidung über die Anerkennung

_oder Nichténerkennung einer Geeundheitsetörung als Schädi—
gungefolge enthält_die Regelung eines Einzelfalles auf dem

;‚5
„
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Gebiet des öffentlichen Rechts mit der Rechtsfolge‚

dass sie nach 5 77 SGG für die Beteiligten bindend-_

werden kann (vgl° BVerwG° 2 S. 273; 4’S. 128 ■fa).

Da es das prozess_ale Ziel des Klägers ist, zu
er—1

reichen‚ dass der die Anerkennung seines Ohrenleidens

als Versor rgungslei den betreffende Verwaltungsakt be—

seitigt und durch eine ihm günstige gerichtliche Fest—

stellung ersetzt wird, hat sein äahingchender Antrag

—anders als der in BSGV5 S„ 121 Ä7227 mitgeteilte
Fall —als Aufhebungsklege (@ 54 Abs° 1 SGG) und Fest—
stellungsLl ge (@ 55 Abs° 1 Nr° 3 SGG) zu gelten°

Das OVA° hat über sämtliche preses sus
len Ansprüche

des Klä gers zu dessen Ungunsten entschieden, indem

es die Berufung (alten Rechts) zurückwies„ Es hat also
auch den auf Anerkennung des Ohrenleiden ns als Schädi—

gungsfolg e gerichteten Aiwt ag des Klägers ab„ewiesen.

Das Urteil des OV}?° ist zwar innsofern widersnruchsvoll,

als in den Entscheidungsgründen ausgeführt is.t, äas

Ohrenleiden sei — im Gegensatz zu dem Inhalt des ange—
fochtenen Beecheides —

äureh den Wehrdienst verschlim—
mert werden„ Die Frage der Gesetzmässi$keit äer Begrün—

dung besagt im vorliegenden Fall jedoch nichts für den
Umfang der Entscheidung, die ihrem Wortlaut nach eindeu—

tig ist (vgl RGZ 95 S 156 47517).? Hat aber das OVA.
über alle erhobenen prozeesuslen Ansprüche entschieden,

so sind sie auf den unbeschränkten Rekurs des “legere‘

der nach“$■275 Mßbs 3 SGGals Berufung galt; ohne Aus—
nalime dei*aLSG zur Entscheidung angefall. en (5 202 in
Verb° mit 5 537 ZEO)‚ Das-LSG„ musste daher sowohl
über die zucczre SCfaQÜUG Azineeungs— und Leistungs—

klige (@ 54 Abs° 4 SGG) als auch uoer die Aufhebungs—7

und Fes tstellungsklage (58 54 Abs„ 1 und 55 Abs„ 1 Nr}3v

SGG)'entscheiden° Hierzu war es um so mehr geärängt, alsf

'der Kläger in der mündlichen Verhandlung vor dem LSG.

seinen Festetellungsantrag eüsärüeklich wiederholt hatte°

DaslSG° hat es jedoch unterlassen, hierüber zu entschei—
den, weil es, wie nach seinem Hinweis auf den Inhalt der
Entscheidungsgründe des Urteils des OVA° anzunehmen ist,
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.der Ansicht wär, dass es einer solchen Entscheidung nicht
bedürfe° Diese Auffassung trifft aber nicht zu; denn aus
@ 141 SGG folgt, dass die Entscheidungsgründe an der nateriel—f

len Rechtskraft des Urteils nicht teilnehmen, wenngleich sie

auch unter Umständen zum Verständnis der Urteilsformel heran—

zuziehen sind (vgl° BSG°1 S, 52 1357; Peters—Seutter—Wolff,
‘Komm.z° Sozialgerichtsbsrkeit, @ 141 Ann° 3 b/bb; Mellwitz,

Komm°zum SGG, S„ 81 Eussnote 6)„ '

In dem Verfahren des LSG° liegt daher insofern, als es gegen
@ 123 SGG verstossen hat, ein wesentlicher Mangel des Verfah—

rens, den der Kläger ordnungsgemäes mit der Revision gerügt

hat° Der Geltendmachung dieses Mangels mit der Revision steht

nicht entgegen, dass gemäss @ 140 SGG ein Urteil, des einen
Anspruéh “übergengen” het, grundsätzlich nur ergänzt werden

kann, Um einen solchen Mangel handelt es sich hier nicht, da

‘des LSG, von der Ansicht susging, dass es über die Aufhebungs_

und Feststellungsklage des Klägers nicht zu entscheiden habe

(vgl„ zu 5 321 zes: RGZ105 s„ 236 554g7‚ BGHZ.in MdB. 1953

_
3° 164, Rosenberg, Lehrbuch des deutschen Zivilprozessrechts,

7„ Aufi„, @57I 3‘c)‚'
_Die Revision ist auch begründet. Das angefochtene Urteil be»

‚
ruht auf der Gesetzesverletzung (@ 162 Abs° 2 SGG)« Hätte des\

*fLSG° seiner ?flicht gemäss über sämtliche erhobenen prozessue
alen Ansprüche entschieden, wäre das angefochtene Urteil mögw

licherweise anders ausgefallen. Obwohl es sich bei der Pest—

‚stellungsklege und bei der Heistungsklsge um verschiedene

probessuele Azsprüché handelt, Wird die vomLSG° getroffene

Entscheidung im ganzen von der Gesetzesverletzung ergriffen,

da sie mit der Zurückweisung der Berufung über alle vom
Kläger

erhobenen prozessualen Ansprüche vollständig und abschliessend

geurteilt hat (vgl° BGHZ. in MdB° 1953 S. 164 ff,).

Das angefochtene Urteil war daher mit den ihm zugrunde liegen—
'den Feststellungen in vollem Umfang.aufzuheben. Der Rechts—

streit musste an das LSG„ zurückverwiesen werden (5 170 Abs. 2

‚Satz 2 SGG)° Das LSG° wird bei der erneuten Verhandlung und

Entscheidung davon eueäehcn müssen, dass im vorliegenden Fall

eine Feststellungeklege'aeten einer Aufhebungsklage erhoben

werden kann (BSG° 5,8, 95 1337), Das berechtigte Interesse
des Klägers an der baldigen gerichtlichen Feststellung (@ 55

_ 7 _
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Abs„ 1 SGG) Wird gerade dann zu béjahénvsein‚ wenn‘
die Anerkennung des Ohrenleidens als Schädigunge—
folge nicht dazu führt, dem Kläger eine Beschädig—

tenrente gemäss @29 BVG zuzusprechen„ Der Entschei—
dung über die Anfhebungs— und Peststellungsklage wird

die Sach— und Rechtslage zur Zeit der letzten mündlichen

Verhandlung vor dem Tetsaehengericht zugrunde zd legen

sein (BSG°3 S„ 95 17027)„ Gegenstandder Feststellung
nach @ 55 Abs° 1 Nr„ 3 SGG ist die Frage, ob die in

dem Antrag des Klägers bestimmt bezeichneten Gesund—

heitsstörungen Folgen einer Schädigung im Sinne des

'BVG„ sind (vgl° Peters—Sautter—Wolff, Komm„ z° Sozial—

gerichtsbark—it, 2, Aufl„„ 5 55 see Anm„ 4)„'

Die Koetenentecheidung bleibt dem abschließsenden

Urteil vorbehalten„ "'
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